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Aufnahme schutzbedürftiger Personen in das humanitäre Sonderkontingent 
für Flüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina 


Nachdem die Bundesrepublik Deutschland im Sommer 1992 im Rahmen 
eines humanitären Sonderkontingents insgesamt 10400 Flüchtlinge auf- 
genommen hatte, die von Bosnien-Herzegowina nach Kroatien geflohen 
waren, richtete sie im Herbst 1992 weitere Sonderkontingente ein. Sie 
stellte ein Kontingent von 1 000 Plätzen zur Aufnahme von Gefangenen 
aus Internierungslagern und weitere 6 000 Plätze für Famüienangehö- 
rige dieses Personenkreises zur Verfügung. Das Kontingent wurde auch 
für traumatisierte Frauen und Kinder und ab Ende 1993 für enge Fami- 
henangehörige der im ersten Kontingent vom Sommer 1992 aufgenom- 
menen Personen geöffnet. Diese insgesamt 7 000 Plätze sind bis heute zu 
nicht einmal 60 % ausgeschöpft. 

1. Wie viele Flüchthnge aus Bosnien-Herzegowina wurden im Rahmen 
des 7 000 Plätze umfassenden Kontingents bis zum heutigen Tag in 
die Bundesrepublik Deutschland aufgenommen? 


Nach der von der International Organization for Migration (lOM) 
geführten Statistik haben im Rahmen des 7 000 Plätze umfassen- 
den Kontingents bis zum 10. August 1995 insgesamt 4 037 Flücht- 
linge aus Bosnien-Herzegowina vorübergehend Aufnahme in 
Deutschland gefunden. 


2. Welches sind die genauen Vergabekriterien für die Aufnahme in 
dieses Kontingent? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 
24. August 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Das Kontingent beschränkte sich zunächst auf 1 000 Aufnahme- 
plätze für bosnische Exinternierte, deren Freilassung an die 
Bedingung geknüpft war, daß sie von Drittländern aufgenommen 
werden. Da das Kontingent sehr schnell ausgeschöpft war, wur- 
den zusätzlich 6 000 Aufnahmeplätze bereitgestellt, um weiteren 
Exinternierten eine vorübergehende Aufnahme in Deutschland zu 
ermöglichen. Durch die Kontingentaufstockung wurde auch der 
enge Familiennachzug zu bereits aufgenommenen Exinternierten 
ermöglicht und zugelassen, daß Exinternierte zusammen mit ihren 
Familienangehörigen in die Bundesrepublik Deutschland einrei- 
sen. In der Folge ist das Kontingent für traumatisierte Opfer und 
deren Angehörige sowie für enge Familienangehörige (Ehegatten 
und minderjährige ledige Kinder) von -Bürgerkriegsflüchtlingen 
geöffnet worden, die im Rahmen früherer Kontingente in Deutsch- 
land Aufnahme gefunden haben, wenn die Angehörigen sich 
noch im Krisengebiet aufhalten. Im Juni 1995 haben sich Bund 
und Länder zudem darauf verständigt, bis zu 120 Aufnahmeplätze 
des Kontingents Kranken und Verletzten zur Verfügung zu stel- 
len, deren ausreichende medizinische Versorgung vor Ort nach 
Einschätzung der in Bosnien-Herzegowina eingereichten UN- 
Medevac-Committees nicht möglich ist und kein anderes aufnah- 
mebereites westliches Land gefunden wird. 

3. Wie viele Anträge auf Aufnahme in dieses Kontingent wurden bisher 
abgelehnt, und welche sind die häufigsten Gründe der Ablehnung? 


Ablehnungen werden statistisch nicht erfaßt. Häufigste Ableh- 
nungsgründe sind, daß die Personen, deren Aufnahme in das 
Kontingent beantragt wird, nicht zu dem Personenkreis gehören, 
für den das Kontingent eingerichtet bzw. geöffnet wurde. 


4. Ist es zutreffend, daß Ablehnungen auf Aufnahme in das Kontingent 
von seiten des Bundesministeriums des Innern lediglich mit der 
Begründung beschieden werden, die Kriterien zur Aufnahme seien 
nicht erfüllt, und wenn ja, warum ist es nicht möglich, den Antrag- 
stellern eine ausführliche, nachvollziehbare Begründung zukommen 
zu lassen? 


Es trifft zu, daß Ablehnungen auf Aufnahme in das Kontingent 
allgemein damit begründet werden, daß die Person, deren Einbe- 
ziehung in die Kontingentaufnahme beantragt worden ist, die 
Aufnahmekriterien nicht erfüllt. Es ist jedoch sichergestellt, daß 
Antragstellern auf entsprechende Nachfrage eine ausführlichere 
Begründung gegeben wird. 


5. Praktiziert die Bundesregierung eine enge oder weite Auslegung der 
Kriterien für die Aufnahme in das Kontingent, und wie wird in der 
Praxis mit Grenzfällen verfahren? 


Den Entscheidungen über die Einbeziehung in die Kontingentauf- 
nahme liegen das Ausländerrecht und die IMK-Beschlußlage zum 
Zeitpunkt der jeweiligen Entscheidung zugrunde. Soweit die 
Beschlußlage dies zuläßt, wird in Härtefällen großzügig verfahren. 
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6. Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung die Aufnahme nach den 
Kriterien „Ex-Gefangene aus Internierungslagern" und „traumati- 
sierte Frauen und Kinder" im wesentlichen als abgeschlossen 
betrachtet, und wenn ja, wie wird diese Auffassung vor dem Hinter- 
grund der fortgesetzten Menschenrechtsverletzungen und Kriegser- 
eignisse in Bosnien-Herzegowina begründet? 


Die Aufnahme von Exinternierten und traumatisierten Opfern ist 
im wesentlichen abgeschlossen. Aufnahmeersuchen wird jedoch 
auch weiterhin entsprochen, wenn den betroffenen Personen 
unmittelbar Gefahr für Leib und Leben droht. Die allgemein 
schwierigen Lebensbedingungen in Bosnien-Herzegowina sind 
für sich allein kein Aufnahmekriterium, weil davon nahezu die 
Gesamtbevölkerung betroffen ist. 


7. Ist es zutreffend, daß die Anträge von Vergewaltigungsopfern, die in 
„sicheren Zonen" leben, auf Aufnahme in das Kontingent abgelehnt 
wurden, und wenn ja, mit welcher Begründung? 

Welches sind nach Auffassung der Bundesregierung diese „sicheren 
Zonen", und wer trifft die entsprechende Einschätzung? 


Der Bundesregierung liegen keine Anträge von Vergewaltigungs- 
opfern auf Aufnahme in Deutschland vor, 

Anträgen Dritter auf Aufnahme von Personen, die schwerste kör- 
perliche Mißhandlungen und Vergewaltigungen über sich erge- 
hen lassen mußten, von ihren Familien getrennt und/oder versto- 
ßen wurden und auf sich allein gestellt in einer ihnen feindlich 
gesinnten Umgebung keine Möglichkeit einer Lebensplanung 
bzw. keine Überlebenschance hatten, ist in allen Fällen entspro- 
chen worden. 

Abgelehnt wurde lediglich die Aufnahme einer Gruppe von 
Frauen und Kindern, die in einem von einer deutschen Initiative 
gegründeten Frauentherapiezentrum in Zenica/Zentralbosnien 
leben und von bosnischen Fachkräften betreut werden. Die Not- 
wendigkeit ihrer Evakuierung wurde vom UNHCR nicht bestätigt. 

Der Begriff der „sicheren Zonen" wird von der Bundesregierung 
nicht verwendet. 


8. Ist es zutreffend, daß Anträge auf Aufnahme von Familienangehöri- 
gen von Schwerverletzten bzw. Kriegsverwundeten in das Kontin- 
gent abgelehnt wurden, und wenn ja, mit welcher Begründung? 


i 

Der Bundesregierung ist ein solcher Fall nicht bekannt. Wenn das 
UN-Medevac-Committee die Begleitung eines Patienten durch 
ein Familienmitglied für erforderlich hält, wird dem Ersuchen 
entsprochen. 


9. Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der gegenwärtigen Ent- 
wicklung um die ostbosnischen muslimischen Enklaven weitere Per- 
sonen in das Kontingent aufzunehmen bzw. das Kontingent zu er- 
höhen? 
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Nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnissen gibt 
es derzeit keine nennenswerte Fluchtbewegung in Richtung west- 
licher Aufnahmestaaten, so daß sich die Frage einer Kontingenter- 
höhung derzeit nicht stellt. 
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